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Vorschläge der Expertengruppe Opferschutz 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit Beschluss des Landtages vom 26.01.2005 wurde die „Expertengruppe Opferschutz“ ein-
gerichtet, die im Justizministerium angesiedelt ist. Laut Bericht der Opferbeauftragten des Lan-
des nehmen an ihr Vertreterinnen und Vertreter des Justizministeriums, der Staatskanzlei, des 
Ministeriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration (MKJFGFI), 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) und des Ministeriums des In-
nern, sowie die Justiz, die Polizei, die Anwaltschaft, die Beauftragte der Landesregierung für 
Menschen mit Behinderung sowie für Patientinnen und Patienten, der Weiße Ring e.V., der 
Landesverband der autonomen Frauennotrufe in NRW sowie – je nach Thema – verschiedene 
Beratungsstellen teil. Ziel der Expertengruppe soll die Erarbeitung landesbezogener Vor-
schläge zu einer koordinierten Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zum Opferschutz sein. 
 
Bislang sind keine Berichte des Expertengremiums erschienen oder öffentlich bekannt ge-
macht worden. Sehr wohl ist davon auszugehen, dass die Expertengruppe regelmäßig tagt 
und Anregungen oder Vorschläge erarbeitet hat. Zumal in Berichten der Opferbeauftragten die 
Expertengruppe mehrfach ihre Erwähnung findet. Lediglich durch die Erwähnung durch die 
Opferbeauftragte (bspw. Seite 41 f. des Berichts der Opferbeauftragten für 2023-2025) werden 
vereinzelt Hinweise bekannt. 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8219 mit Schreiben vom 23. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern, der Ministerin für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration sowie dem Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales beantwortet. 
 
 
1. Mit welchem konkreten Auftrag wurde die Expertengruppe Opferschutz einge-

setzt? 
 
Der Landtag hat mit Beschluss vom 26.01.2005 (Plenarprotokoll 13/142, TOP 17) die 
Landesregierung aufgefordert, zur weiteren Stärkung des Opferschutzes eine interministerielle 
Lenkungsgruppe einzurichten und diese auch mit Vertretern freier Träger und anderen am 
Präventionsprozess beteiligten Einrichtungen (z.B. Landespräventionsrat) zu besetzen. Dem 
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zugrundeliegenden Entschließungsantrag (LT-Drucksache 13/5995) ist zu entnehmen, dass 
der Lenkungsgruppe die Aufgabe zukommen soll, landesbezogene Vorschläge zu einer 
koordinierten Umsetzung des Opferschutzrechts zu erarbeiten. Sie soll sich dazu in vielfältige 
Bereiche des Opferschutzes fortlaufend einbringen. 
 
 
2. Welche konkreten Anregungen oder Vorschläge sind seit 2005 von der Experten-

gruppe gemacht worden? 
 
3. Welche Anregungen oder Vorschläge der Expertengruppe wurden vom Justizmi-

nisterium aufgegriffen und übernommen? 
 
4. An welchen Stellen gab es kontroverse Meinungen zwischen der Landesregierung 

und der Expertengruppe Opferschutz? 
 
Die Fragen 2 bis 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Die Expertengruppe verstand und versteht Opferschutz als gemeinsame Anstrengung mit 
einem ressortübergreifenden Ansatz. Ihr Arbeitskanon umfasst u. a. Informationsangebote für 
Opfer, Vernetzung der Opferschutzeinrichtungen, Stärkung der Multiplikatoren, 
Professionalisierung des Umgangs mit Traumatisierung, Opferorientierung im 
Ermittlungsverfahren, vor Gericht und im Sanktionenrecht, Opferentschädigung, praktische 
Lebenshilfe und die Gewährleistung hoher fachlicher Standards.  
 
Im Sinne einer nachhaltigen Opferschutzstrategie betrachtet die Expertengruppe ihre 
Analysen und Empfehlungen nicht als ein starres Arbeitsprogramm, sondern als Anregung für 
die kontinuierliche Fortentwicklung des Opferschutzes in allen Bereichen. Sie beobachtet 
deshalb die Entwicklung des Opferschutzes fortlaufend. In ihre Beratungen bringen sich die 
Vertreterinnen und Vertreter der Ressorts und der Staatskanzlei auf Arbeitsebene unter 
Einbeziehung wechselnder zivilgesellschaftlicher Expertise ein. Die Expertengruppe akzeptiert 
dabei die unterschiedlichen Rollen und Perspektiven der Beteiligten. Ein kontroverser 
Meinungsaustausch zwischen der Landesregierung und der Expertengruppe ist nicht Teil der 
Beratungen. Die Landesregierung nimmt die Berichte der Expertengruppe vielmehr zur 
Kenntnis und befürwortet deren Berücksichtigung als nicht bindende Arbeitsgrundlage in den 
Ressorts. 
 
 
5. Warum werden die Berichte der Expertengruppe Opferschutz nicht veröffentlicht? 
 
Die Berichte und Empfehlungen der Expertengruppe dienen den Ressorts als nicht bindende 
Arbeitsgrundlage für künftige organisatorische und gesetzgeberische Maßnahmen. Im Falle 
einer öffentlichen Bekanntgabe bestünde die Gefahr, den vertrauensvollen Austausch von 
Informationen und Standpunkten innerhalb der Expertengruppe zu behindern und den Erfolg 
daraus abgeleiteter behördlicher oder gesetzgeberischer Maßnahmen zu vereiteln. 
 
 


